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Vorwort zur 19. Auflage

Die vorliegende 19., neu bearbeitete Auflage wurde auf den Rechtsstand 01.05.2021 aktualisiert. Dieser Grundkurs ist aufgrund langjähriger Erfahrungen sehr gut geeignet, um in die streckenweise recht anspruchsvolle Materie der Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer hineinzufinden. Der Band führt an die Systematik der beiden Rechtsgebiete heran, stellt die Besonderheiten dar und verdeutlicht sie mit zahlreichen Beispielen.

In bewährter Weise sind zahlreiche Lernzielkontrollen zur Wissensüberprüfung eingefügt. Die Lösungen können nach selbständiger Erarbeitung mit den am Ende des Bandes abgedruckten Lösungshinweisen verglichen und ggf. korrigiert werden.

Das Buch soll u. a. Studierende der Fachhochschulen für die Ausbildung des gehobenen Dienstes der Finanzverwaltungen ansprechen, die sich im Studienabschnitt II befinden. Daneben kann das Buch jedem, der sich mit den Grundzügen der beiden Steuerarten KSt und GewSt vertraut machen will, empfohlen werden, z. B. für


	 Personen, die sich in den Steuerabteilungen von Industrie- und Handelsbetrieben auf die Bilanzbuchhalterprüfung oder auf die Steuerberaterprüfung (nur Grundwissen) vorbereiten


	 Fortbildung der Mitarbeiter


	 Studenten an Universitäten und Fachhochschulen in den entsprechenden Fachrichtungen.




Neben den zahlreichen gesetzlichen Änderungen berücksichtigt die Neuauflage auch aktuelle Verwaltungsanweisungen und BFH-Rechtsprechung.

Dem Leser wünschen wir beim Studium viel Erfolg. Für Anregungen sind wir dankbar.

Ludwigsburg, im Mai 2021

Die Verfasser




Abkürzungsverzeichnis



	a.a. O.

	am angegebenen Ort




	Abs.

	Absatz




	Abschn.

	Abschnitt




	AdV

	Aussetzung der Vollziehung




	a.F.

	alte Fassung




	AfA

	Absetzung für Abnutzung




	AG

	Aktiengesellschaft




	AK

	Anschaffungskosten




	AktG

	Aktiengesetz




	AO

	Abgabenordnung




	Art.

	Artikel




	AZ

	Aktenzeichen




	BA

	Betriebsausgaben




	BEPS-UmsG

	BEPS-UmsG Gesetz zur Umsetzung der Änderungen der EU-Amtshilferichtlinie und von weiteren Maßnahmen gegen Gewinnkürzungen




	BerlinFG

	Berlinförderungsgesetz




	BewG

	Bewertungsgesetz




	BFH

	Bundesfinanzhof




	BGB

	Burgerliches Gesetzbuch




	BGBl

	Bündesgesetzblatt




	BilMoG

	Gesetz zur Modernisierung des Bilanzrechts




	BMF

	Bundesminister der Finanzen




	BStBl

	Bundessteuerblatt




	Buchst.

	Buchstabe




	BV

	Betriebsvermögen




	DB

	Der Betrieb




	DBA

	Doppelbesteuerungsabkommen (Abkommen zur Vermeidung der Doppel- besteuerung)




	EBITDA

	Earnings Before Interest, Taxes, Depreciation and Amortisation




	EFG

	Entscheidungen der Finanzgerichte




	EK

	Eigenkapital




	ErbStG

	Erbschaftsteuergesetz




	ESt

	Einkommensteuer




	EStDV

	Einkommensteuer-Durchführungsverordnung




	EStG

	Einkommensteuergesetz




	EStH

	Einkommensteuer-Handbuch




	EStR

	Einkommensteuer-Richtlinien




	EuGH

	Europäischer Gerichtshof




	e.V.

	Eingetragener (rechtsfahiger) Verein




	EW

	Einheitswert




	EZ

	Erhebungszeitraum




	f.,ff.

	folgende, fortfolgende




	FA

	Finanzamt




	FörderG

	Fördergebiets-Gesetz




	GAV

	Gewinnabführungsvertrag




	GdbR (GbR)

	Gesellschaft des bürgerlichen Rechts




	gem.

	gemäß




	ggf.

	gegebenenfalls




	GewSt

	Gewerbesteuer




	GewStDV

	Gewerbesteuer-Durchführungsverordnung




	GewStG

	Gewerbesteuergesetz




	GewStR

	Gewerbesteuer-Richtlinien 2009




	GG

	Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland




	GmbH

	Gesellschaft mit beschrankter Haftung




	GmbHG

	Gesetz betreffend Gesellschaften mit beschränkter Haftung




	grds.

	grundsätzlich




	G+V

	Gewinn- und Verlust-Rechnung




	GWG

	Geringwertiges Wirtschaftsgut




	H

	Hinweis(e) im Einkommensteuer-Handbuch




	HB

	Handelsbilanz




	HGB

	Handelsgesetzbuch




	HS

	Halbsatz




	i.d. F.

	in der Fassung




	i.H. v.

	in Höhe von




	InvZul

	Investitionszulage (InvZulage)




	InvZulG

	Investitionszulage-Gesetz




	i.R. d.

	im Rahmen der/des




	i.S. d.

	im Sinne des




	i.S. v.

	im Sinne von




	i.V. m.

	in Verbindung mit




	JStG

	Jahressteuergesetz




	KapESt

	Kapitalertragsteuer




	Kfz

	Kraftfahrzeug




	KG

	Kommanditgesellschaft




	KGaA

	Kommanditgesellschaft auf Aktien




	Kj

	Kalenderjahr




	KSt

	Körperschaftsteuer




	KStDV

	Körperschaftsteuer-Durchfuhrungsverordnung




	KStG

	Körperschaftsteuergesetz




	KStH

	Körperschaftsteuer-Hinweise (2015)




	KStR

	Körperschaftsteuer-Richtlinien (2015)




	Kz.

	Kennziffer




	lfd.

	laufend(er; e; es)




	LSt

	Lohnsteuer




	lt.

	laut




	MoRaKG

	Gesetz zur Modernisierung der Rahmenbedingungen für Kapitalbeteiligungen




	n.F.

	neue Fassung




	OHG

	Offene Handelsgesellschaft




	PV

	Privatvermogen




	R

	Abschnitt der Einkommensteuer-Richtlinien




	rd.

	rund




	RdV

	Ruhen des Verfahrens




	Rdnr.

	Randnummer




	RGZ

	Entscheidungen des Reichsgerichts (Zivilsachen)




	rkr.

	rechtskrüftig




	Rz.

	Randziffer




	s.

	siehe




	S.A.

	Société Anonyme (Aktiengesellschaft nach französischem Recht)




	SE

	Europäische (Aktien-)Gesellschaft (Societas Europaea)




	SEStEG

	Gesetz über steuerliche Begleitmaßnahmen zur Einführung der Europäischen Gesellschaft und zur Änderung weiterer steuerrechtlicher Vorschriften




	SGB

	Sozialgesetzbuch




	SolZ

	Solidaritätszuschlag




	StAP

	steuerlicher Ausgleichsposten




	StB

	Steuerbilanz




	Stpfl

	Steuerpflichtiger




	stpfl.

	steuerpflichtig




	Tz.

	Textziffer




	u.a.

	unter anderem




	u.E.

	unseres Erachtens




	UG

	Unternehmergesellschaft (haftungsbeschränkt)




	UmwG

	Umwandlungsgesetz




	USt

	Umsatzsteuer




	u.U.

	unter Umständen




	UWA

	unentgeltliche Wertabgabe (Umsatzsteuer)




	VEK

	verwendbares Eigenkapital




	VermBG

	Vermögensbildungsgesetz




	vGA

	verdeckte Gewinnausschuttung




	vgL

	vergleiche




	v.H.

	von Hundert




	VO

	Verordnung




	VVaG

	Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit




	VZ

	Veranlagungszeitraum




	WG

	Wirtschaftsgut




	Wj

	Wirtschaftsjahr




	WK

	Werbungskosten




	Ziff.

	Ziffer




	z.T.

	zum Teil








Kapitel I
Körperschaftsteuer





Teil A Einführung

Die KSt ist die »ESt der Körperschaften«, die in § 1 Abs. 1 bzw. § 2 KStG aufgeführt sind. Das sind bestimmte rechtsfähige und nichtrechtsfähige


	 Körperschaften,


	 Personenvereinigungen und


	 Vermögensmassen, insbesondere die Kapitalgesellschaften (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 KStG), vor allem die


	 Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH), Unternehmergesellschaft (haftungsbeschränkt) (UG) und


	 Aktiengesellschaft (AG).




Gegenstand der Besteuerung ist – wie bei der ESt – das Einkommen, genauer gesagt das zu versteuernde Einkommen gem. § 7 Abs. 1 und 2 KStG.

Der Begriff hat allerdings einen anderen rechtlichen Gehalt als bei einer natürlichen Person (s. Teil D). So kann es im Bereich der KSt z. B. keine »Entnahmen« und »Einlagen«, »Sonderausgaben« oder »außergewöhnlichen Belastungen« geben, weil es sich um Aufwendungen natürlicher Personen handelt, die bei ihrer Einkommensermittlung aufgrund einkommensteuerlicher Vorschriften berücksichtigt werden, und die zum Ziel haben, die persönliche Leistungsfähigkeit der jeweiligen ESt-Pflichtigen individuell zu berücksichtigen.





Teil B Stellung der Körperschaften im Steuersystem




1 Anwendungsgebiet des Körperschaftsteuergesetzes in Abgrenzung zum Einkommensteuergesetz

1.1 Abgrenzung zu den Personengesellschaften

§ 1 KStG enthält eine abschließende Aufzählung des Kreises der (unbeschränkt) körperschaftsteuerpflichtigen Gebilde. Nichtabschließend ist jedoch die eingeklammerte Aufzählung in § 1 Abs. 1 Nr. 1 KStG. Aus dieser Aufzählung ergibt sich durch Umkehrschluss: Nicht zu den Körperschaften i. S. d. §§ 1 und 2 KStG gehören die Personengesellschaften.

Dies sind insbesondere OHG, KG, Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR), sowie ähnliche Gesellschaften und Gemeinschaften (die atypische stille Gesellschaft). Hier sind die Gesellschafter Mitunternehmer eines Gewerbebetriebs. Gleichgültig aber, ob es sich um gewerbliche Mitunternehmer (i. d. R. bei OHG und KG) oder nichtgewerbliche Gemeinschaften, z. B. GbR, die kein Gewerbe betreibt, handelt, unterliegen diese Personengesellschaften nicht selbstständig der KSt (und auch nicht der ESt). Unterhält die Personengesellschaft einen Gewerbebetrieb, unterliegt sie jedoch selbst der GewSt (§ 5 Abs. 1 Satz 3 GewStG).

Vielmehr werden die Einkünfte anteilig den Gesellschaftern zugerechnet und bei diesen der ESt unterworfen (bzw. der KSt, wenn Gesellschafter eine körperschaftsteuerpflichtige Körperschaft ist). Handelt es sich um gewerbliche Mitunternehmer, erzielen die Gesellschafter aufgrund der Klassifikationsnorm des § 15 Abs. 1 Nr. 2 EStG gewerbliche Einkünfte.

Verfahrensmäßige Besonderheit ist hierbei die einheitliche und gesonderte Feststellung der Einkünfte der Personengesellschaft gem. §§ 179 ff. AO.

Inhalt dieser förmlichen und mit Rechtsbehelfen anfechtbaren Feststellungen ist die Feststellung der Einkünfte und der auf die Gesellschafter entfallenden Anteile an den Einkünften.
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BEISPIEL

Eine Maschinenfabrik erzielt in 01 einen Gewinn von 100000 €. Sie wird betrieben:


	a) vom Kaufmann A (Rechtsform Einzelunternehmen),


	b) von den Kaufleuten A und B (Rechtsform OHG, Beteiligung jeweils 50 %),


	c) in der Rechtsform der GmbH (Gesellschafter A und B jeweils zu 50 %).

Welcher Personensteuer unterliegt jeweils der erwirtschaftete Gewinn?




LÖSUNG


	a) A unterliegt mit dem Gewinn der ESt.


	b) Der Gewinn der OHG wird einheitlich und gesondert auf 100000 € festgestellt, ebenso die Anteile von A und B von je 50000 €. A und B unterliegen mit ihren Gewinnanteilen von je 50000 € (Einkünfte aus § 15 Abs. 1 Nr. 2 EStG) der ESt. Die OHG selbst unterliegt weder der ESt noch der KSt, jedoch der GewSt.


	c) Der Gewinn ist der GmbH als eigenes Einkommen zuzurechnen und unterliegt bei ihr selbstständig der KSt. (Falls der Gewinn nicht ausgeschüttet wird, erzielen die Gesellschafter insoweit keinerlei Einkünfte.)






1.2 Maßgeblichkeit der Rechtsform

Für die Einordnung eines Rechtsgebildes in die Körperschaften des KStG ist seine Rechtsformentscheidend. Insoweit ist ein steuerrechtlicher »Durchgriff« durch die Rechtsform ausgeschlossen. Die Anwendung der wirtschaftlichen Betrachtungsweise ist ausgeschlossen.

Diese Orientierung des Steuerrechts am Zivil-, insbesondere Gesellschaftsrecht, dient der Rechtseinheit und -sicherheit.


BEISPIELE

a) Einmann-GmbH

A hält zu 100 % die Anteile an der A-GmbH.

LÖSUNGAuch wenn nur eine natürliche Person sämtliche Anteile an einer GmbH hält, bleibt die GmbH als juristische Person selbstständig körperschaftsteuerpflichtig gem. § 1 Abs. 1 Nr. 1 KStG. Der Alleingesellschafter ist nicht per se Gewerbetreibender, sondern erzielt als Geschäftsführer Einkünfte aus § 19 EStG, als Bezieher von Ausschüttungen der GmbH Einkünfte aus § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG.

b) GmbH & Co. KG

An der X-KG sind beteiligt


	 die X-GmbH als Komplementärin,


	 die natürlichen Personen A und B als Kommanditisten.




LÖSUNG Die KG bleibt trotz der hier vorliegenden Mischform eine Personengesellschaft; vgl. Beschluss des Großen Senats des BFH vom 25. 06. 1984 BStBl II 1984, 751, in dem die Frage der KSt-Pflicht nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 5 KStG verneint wird.

Der Gewinn der KG wird daher einheitlich und gesondert festgestellt. Die KG unterliegt selbst nur der GewSt. Die Kommanditisten sind mit ihren Gewinnanteilen einkommensteuerpflichtig. Nur die GmbH selbst ist mit ihrem Gewinnanteil nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG an der KG körperschaftsteuerpflichtig.



Zu ausländischen Körperschaften in Drittstaaten vgl. BFH vom 13. 11. 1991 BStBl II 1992, 263; vom 23. 06. 1992 BStBl II 1992, 972 und vom 01. 07. 1992 BStBl II 1993, 222 (Gesellschaftsrecht des »Sitzstaates« ist maßgeblich = »Sitztheorie«). Vgl. H 2 (Ausländische Gesellschaften, Typenvergleich) KStH i. V. m. BMF vom 24. 12. 1999 BStBl I 1999, 1076 ff. sowie BMF vom 19. 03. 2004 BStBl I 2004, 411.

Für Körperschaften in EU-Staaten gilt die »Gründungstheorie« (EuGH vom 16. 12. 2008 IStR 2009, 59 – Rs. Cartesio), d. h. hier ist (für die Identitätswahrung) stets ausschließlich die Behandlung im Gründungsstaat maßgeblich (so auch BMF vom 20. 05. 2005 BStBl I 2005, 727 zur GewSt).


Für die Europäische AG (SE) und Genossenschaft (SCE) besteht (für die identitätswahrende Sitzverlegung) keinerlei Bindung an die jeweilige nationale Rechtsordnung, vielmehr sind die europäischen Verordnungen maßgebend.

1.3 Abgrenzungsregel gemäß § 3 Abs. 1 KStG

Die Abgrenzung der rechtsfähigen Körperschaften von den Personengesellschaften ist unproblematisch. Die juristischen Personen i. S. v. § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 KStG sind ohne weiteres körperschaftsteuerpflichtig.

Abgrenzungsfragen tauchen bei nicht rechtsfähigen Personenvereinigungen auf. Je nach Gesamtverfassung kann es sich handeln um


	 einen nicht rechtsfähigen Verein, der der KSt unterliegt, oder


	 um eine Personenvereinigung, die nicht der KSt unterliegt.




Abgrenzungsregel ist hier § 3 Abs. 1 KStG. Danach tritt bei nicht rechtsfähigen Personenvereinigungen eine Besteuerung nach dem KStG nur ein, wenn die Einkünfte nicht bereits unmittelbar bei den Gesellschaftern der ESt (KSt) zu unterwerfen sind.

In diesen Fällen ist nach § 3 Abs. 1 KStG eine Abgrenzung von einer Personengesellschaft (GbR) erforderlich. Der nichtrechtsfähige Verein unterscheidet sich von einer GbR dadurch, dass er vereinsrechtlich und nicht gesellschaftsrechtlich organisiert ist. Für einen Verein sprechen z. B. Verfolgung eines gemeinsamen Zwecks, Auftreten unter einem Gesamtnamen, Unabhängigkeit vom Mitgliederbestand, größere Mitgliederzahl und Bestehen eines Vorstands, der für die Gesamtheit der Mitglieder handelt. Der nicht rechtsfähige Verein muss diese Wesensmerkmale ausdrücklich in einer Satzung niederlegen (vgl. Tz. 280 bis 284 des BMF-Schreibens vom 18. 01. 2016, BStBl I 2016, 85, zu Einzelfragen zur Abgeltungsteuer).

Nicht rechtsfähige Vereine sind z. B. auch Gewerkschaften, Berufsverbände und politische Parteien.


BEISPIEL

Bei einem nach seiner Gesamtverfassung als nicht rechtsfähiger Verein zu beurteilenden Personenzusammenschluss haben die Mitglieder keinen Anspruch auf Anteil an den Einkünften des Vereins und können daher insoweit nichts bei der ESt zu versteuern haben. Daher unterliegt der Verein selbstständig mit seinen Einkünften der KSt.

Würde es sich um eine GbR handeln, wären die anteiligen Einkünfte unmittelbar von den Gesellschaftern zu versteuern.




FALL 1

Welches der folgenden Gebilde fällt unter das KStG?


	a) OHG,


	b) GmbH (Alleingesellschafter ist die natürliche Person A),


	c) GmbH & Co. KG,


	d) nicht rechtsfähigerVerein.







2 Zielsetzung des Körperschaftsteuergesetzes


	a) Besteuerung der Körperschaft

Das Einkommen der Kapitalgesellschaft unterliegt seit 2008 einer definitiven (d. h. endgültigen) KSt (§ 23 Abs. 1 KStG) von 15 %.

Es ist dabei unbeachtlich, ob die Körperschaft ihren Gewinn ausschüttet oder »thesauriert«.


	b) Besteuerung der Anteilseigner von Kapitalgesellschaften


	 Private Anteilseigner müssen die Gewinnausschüttungen grds. in voller Höhe (100 %) versteuern. Hier gilt aber grds. die 25 %ige Abgeltungsteuer nach § 32d Abs.1 EStG. Aber: Für »unternehmerische« Beteiligungen ist eine Option zum Normaltarif mit Teileinkünfteverfahren möglich (§ 32d Abs. 2 Nr. 3 EStG), d. h. es sind nur 60 % der Ausschüttungen zu versteuern; 40% der Ausschüttungen sind steuerfrei (vgl. § 3 Nr. 40 Satz 1 Buchst.d EStG).


	 Bei Ausschüttungen im Betriebsvermögen gilt über § 20 Abs. 8 EStG zwingend das Teileinkünfteverfahren, d. h. es sind auch hier nur 60 % der Ausschüttungen zu versteuern; 40 % der Ausschüttungen sind steuerfrei (§ 3 Nr. 40 Satz 1 Buchst.d EStG). Im Optionsfall nach § 32d Abs. 2 Nr. 3 EStG und bei Ausschüttungen im Betriebsvermögen wird die einbehaltene KapSt in Höhe von 25 % auf die verbleibende ESt angerechnet (vgl. § 36 Abs. 2 Nr. 2 EStG).











Teil C Persönliche Steuerpflicht und Steuerbefreiungen

1 Bedeutung der unbeschränkten und beschränkten

Steuerpflicht

Ähnlich wie bei der ESt ist auch bei der KSt zwischen unbeschränkterund beschränkterSteuerpflicht zu unterscheiden.

Der unbeschränkten Steuerpflichtunterliegen alle Körperschaften, die


	 in § 1 Abs. 1 KStG aufgeführt sind und


	 ihre Geschäftsleitung oder ihren Sitz im Inland haben.




Sie unterliegen mit sämtlichen inländischen und ausländischen (steuerpflichtigen) Einkünften der KSt (§ 1 Abs. 2 KStG, § 2 Abs. 1 EStG). Hierunter ist das Welteinkommen zu verstehen. Einschränkungen ergeben sich durch Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung (DBA).

Bei der KSt sind bei der beschränkten Steuerpflichtzwei Arten zu unterscheiden:


	Körperschaften ohne Geschäftsleitung und Sitz im Inland (§ 2 Nr. 1 KStG):Diese ausländischen Körperschaften sind nur mit ihren inländischen Einkünften i. S. v. § 49 EStG steuerpflichtig. Weitere Einschränkungen ergeben sich durch DBA.

	Sonstige Körperschaften, die nicht unbeschränkt steuerpflichtig sind (§ 2 Nr. 2 KStG):Diese inländischen Körperschaften – im Wesentlichen Körperschaften des öffentlichen Rechts– sind nur mit ihren steuerabzugspflichtigen inländischen Einkünften steuerpflichtig.



Außerdem sind nach § 5 Abs. 1 KStG persönlich von der KSt befreite Körperschaften mit steuerabzugspflichtigen inländischen Einkünften partiell steuerpflichtig(§ 5 Abs. 2 Nr. 1, § 32 Abs. 1 Nr. 1 KStG). Hieraus wird bereits ersichtlich, dass der Umfang der Besteuerung unterschiedlich ist, je nachdem, ob eine Körperschaft unbeschränkt oder beschränkt steuerpflichtig ist.


BEISPIELE

a) Die Euro-AG mit Sitz und Geschäftsleitung in München hat eine Betriebstätte (§ 12 AO) in München und Amsterdam (Niederlande).

LÖSUNGDie AG ist gem. § 1 Abs. 1 KStG unbeschränkt steuerpflichtig und unterliegt an sich nach § 1 Abs. 2 KStG mit sämtlichen inländischen und ausländischen Betriebstättengewinnen der KSt. Aufgrund des DBA-Niederlande ist der Bundesrepublik allerdings das Besteuerungsrecht hinsichtlich der niederländischen Betriebstätte entzogen. Im Ergebnis unterliegen hier die inländischen Einkünfte der KSt.

b) Der Sachverhalt ist wie im Beispiel a), die Euro-AG mit Sitz und Geschäftsleitung in Amsterdam hat jedoch eine Betriebsstätte in München und Amsterdam.

LÖSUNGDie AG ist beschränkt steuerpflichtig gem. § 2 Nr. 1 KStG. Der KSt unterliegt nur der Gewinn aus der inländischen Betriebstätte München (§ 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a EStG, § 8 Abs. 1 KStG).



Auch bei der Erhebungsform ergeben sich Unterschiede zwischen unbeschränkter und beschränkter Steuerpflicht.

Während die Körperschaftsteuer bei unbeschränkter Steuerpflicht durch Veranlagung erhoben wird, ist bei beschränkter bzw. partieller Steuerpflicht eine Veranlagung für Einkünfte, die dem Steuerabzugunterliegen, ausgeschlossen.

Hierfür ist die KSt durch den Steuerabzug abgegolten (§ 32 Abs. 1 Nr. 1 und 2 KStG).



BEISPIEL

Eine ausländische Kapitalgesellschaft (KapGes) ohne Sitz und Geschäftsleitung im Inland und damit beschränkt steuerpflichtig gem. § 2 Nr. 1 KStG bezieht Dividenden einer inländischen AG, die der 25 %igen KapESt (§ 43 Abs. 1 Nr. 1 EStG) unterliegen. Die Einkünfte sollen nicht in einem inländischen Betrieb der Kapitalgesellschaft angefallen sein.
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LÖSUNGDie KSt für diese Einkünfte ist durch den Kapitalertragsteuer-Abzug abgegolten (§ 32 Abs. 1 Nr. 2 KStG). Für die beschränkte KSt-Pflicht erfolgt keine KSt-Veranlagung.



2 Unbeschränkte Steuerpflicht

2.1 Steuersubjekte

Der Kreis der unbeschränkt steuerpflichtigen Körperschaften ist in § 1 Abs. 1 KStG abschließendaufgezählt. Man kann sie wie folgt zusammenfassen:

a) sämtliche juristische Personen des privaten Rechts(§ 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 KStG),

b) nichtrechtsfähige Personenvereinigungen und Vermögensmassen(§ 1 Abs. 1 Nr. 5 KStG), – soweit das Einkommen nicht nach § 3 Abs. 1 KStG von anderen Steuerpflichtigen zu versteuern ist –,

c) Betriebe gewerblicher Art von juristischen Personen des öffentlichen Rechts(§ 1 Abs. 1 Nr. 6 KStG).

Zu a):Von den unter § 1 Abs. 1 Nr. 1 KStG fallenden Kapitalgesellschaften sind besonders hervorzuheben


	 die Aktiengesellschaft (AG),


	 die Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH),


	 die Unternehmergesellschaft/UG (haftungsbeschränkt),


	 Europäische (Aktien-)Gesellschaft (SE),


	 ggf. die britische Limited (vgl. BMF vom 06. 01. 2014 BStBl I 2014, 111).




Zu den Genossenschaften i. S. d. § 1 Abs. 1 Nr. 2 KStG gehört auch die Europäische Genossenschaft (SCE).

Zu den »sonstigen juristischen Personen des privaten Rechts« des § 1 Abs. 1 Nr. 4 KStG gehört insbesondere der eingetragene (rechtsfähige) Verein (e. V.). Diese verfolgen i. d. R. ideelle (nicht wirtschaftliche) Zwecke. Hierzu gehören z. B. gemeinnützige Sport- und Musikvereine, die nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG persönlich von der KSt befreit sind.

Zu b):Diese Gebilde, obwohl nicht rechtsfähig, sind in der Verfolgung ihrer Zwecke von der Einzelpersönlichkeit ihrer Mitglieder unabhängig und treten nach außen als einheitliches Ganzes auf, ohne den rechtlichen Status einer juristischen Person zu besitzen (vgl. § 54 BGB).


Teil C Persönliche Steuerpflicht und Steuerbefreiungen

Es handelt sich um nichtrechtsfähige


	 Vereine,


	 Anstalten,


	 Stiftungen und


	 andere Zweckvermögen.




Der nicht rechtsfähige Vereinunterscheidet sich von einer Personengesellschaft dadurch, dass er vereinsrechtlich und nicht gesellschaftsrechtlich organisiert (verfasst) ist.

Für das Vorliegen der Rechtsform eines Vereins sprechen z. B.:


	 Auftreten unter einem Gesamtnamen als einheitliches Ganzes,


	 Unabhängigkeit vom Mitgliederwechsel,


	 größere Mitgliederzahl,


	 kein Auseinandersetzungsanspruch des Mitglieds bei Ausscheiden.




Ein Zweckvermögenist eine verselbstständigte Vermögensmasse für einen festgelegten Zweck, die der Verfügungsmacht ihres (ihrer) Inhaber(s) – zur Sicherstellung des Zwecks – entzogen ist. Ggf. besteht Steuerfreiheit bei der KSt und GewSt infolge Gemeinnützigkeit.


BEISPIEL

Sammelvermögen (§ 1914 BGB)

Eine Illustrierte ruft zu Spenden gegen die Hungersnot im Sahel-Gebiet (Afrika) auf. Die Spenden laufen auf einem Sonderkonto ein. Die Mittel werden bis zu ihrer Verwendung verzinslich angelegt.

LÖSUNGDie Zinsen führen zu eigenem Einkommen des entstandenen Zweckvermögens, das nach § 1 Abs. 1 Nr. 5 KStG der KSt unterliegt, wenn rechtsfähige Personen für Rechnung der Vermögensmasse handeln (vgl. BFH vom 05. 11. 1992 BStBl II 1993, 388). Ggf. liegt Steuerbefreiung nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG vor.



Zu c):Die juristischen Personen des öffentlichen Rechts fallen als Körperschaften nicht unter die unbeschränkte Körperschaftsteuerpflicht. Deshalb ist z. B. die bedeutsamste Gruppe, die Gebietskörperschaften (Bund, Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände) als solche nichtunbeschränkt steuerpflichtig nach § 1 Abs. 1 KStG.

Der Grund hierfür ist darin zu sehen, dass die Ausübung der öffentlichen Gewalt – Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben – schlechterdings nicht der Besteuerung unterliegen kann.

Soweit sich die Körperschaften der öffentlichen Hand aber privatwirtschaftlich betätigen, müssen sie – schon aus Gründen der Wettbewerbsneutralität – der Besteuerung unterliegen (BFH vom 30. 11. 1989 BStBl II 1990, 246). Voraussetzung ist allerdings die Ausgestaltung der Betätigung als »Betrieb gewerblicher Art«. Durch einen Betrieb gewerblicher Art sollen im Ergebnis alle Einrichtungen der öffentlichen Hand der Körperschaftsteuer unterworfen werden, die das äußere Bild eines Gewerbebetriebs haben. Vgl. § 4 KStG in Verbindung mit R 6 KStR.

Zu den typischen Betrieben gewerblicher Art gehören insbesondere die Kreis- und Stadtsparkassen nach § 4 Abs. 2 KStG sowie die sog. Versorgungsbetriebe nach § 4 Abs. 3 KStG (z. B. Wasserwerk, E-Werk, öffentlicher Verkehr). Keine Betriebe gewerblicher Art sind hingegen Hoheitsbetriebe; vgl. § 4 Abs. 5 KStG i. V. m. R 4.4 KStR 2015. Zur Abgrenzung in Einzelfällen, vgl. R 4.5 KStR 2015.
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2.2 Erforderliche Anknüpfungsmerkmale zum Inland

2.2.1 Geschäftsleitung gemäß § 10 AO

Diese befindet sich am Mittelpunkt der geschäftlichen Oberleitung, also dort, wo die leitenden Personen die Entscheidungen treffen. Hierbei kommt es auf die tatsächlichen Verhältnisse an.


BEISPIEL

Der Alleingesellschafter einer GmbH (Betriebsgebäude mit Verwaltungsräumen in Köln) trifft alle Entscheidungen von seinem privaten Wohnhaus in Eupen (Belgien) aus.

LÖSUNGDer Ort der Geschäftsleitung ist in Eupen.



2.2.2 Sitz gemäß § 11 AO

Der Sitz wird durch Gesellschaftsvertrag, Satzung o. Ä. festgelegt. Es handelt sich um ein rein rechtliches Merkmal. Sitz und Geschäftsleitung brauchen nicht übereinzustimmen. Ein inländischer Sitz ist nur von Bedeutung, wenn sich die Geschäftsleitung nicht im Inland befindet. Für die unbeschränkte Steuerpflicht muss eines der beiden Merkmale im Inland gegeben sein.


BEISPIEL

Eine GmbH hat (rechtlichen) ihren Sitz und die (tatsächliche) Geschäftsleitung im Ausland.

LÖSUNG:Da keines der beiden – alternativen – Merkmale im Inland gegeben ist, ist die GmbH nicht unbeschränkt steuerpflichtig gem. § 1 Abs. 1 KStG, sondern beschränkt steuerpflichtig gem. § 2 Nr. 1 KStG, wenn sie inländische Einkünfte (§ 49 EStG) hat.



2.3 Umfang der sachlichen Steuerpflicht

Die unbeschränkte Steuerpflicht erstreckt sich auf sämtliche nicht nach § 1 EStG usw. befreite Einkünfte, d. h. inländische und ausländische soweit nicht das Besteuerungsrecht aufgrund eines DBA entzogen ist.


3 Beschränkte Steuerpflicht

3.1 Beschränkte Steuerpflicht gemäß § 2 Nr. 1 KStG

Körperschaften ohne Geschäftsleitung und Sitz im Inland sind beschränkt steuerpflichtig. Die Steuerpflicht beschränkt sich auf die inländischen Einkünfte gem. § 49 EStG. Diese Art der beschränkten Körperschaftsteuerpflicht entspricht § 1 Abs. 4 EStG.

Die KSt wird durch Veranlagung erhoben (§ 31 Abs. 1 KStG, § 25 EStG). Für steuerabzugspflichtige Einkünfte ist jedoch die KSt durch den Steuerabzug abgegolten (§ 32 Abs. 1 Nr. 2 KStG).


BEISPIEL

Die Surprise S. A. (Aktiengesellschaft französischen Rechts) mit Sitz und Geschäftsleitung in Paris unterhält eine Betriebsstätte (§ 12 AO) in Stuttgart.

LÖSUNGDie Körperschaft ist beschränkt steuerpflichtig nach § 2 Nr. 1 KStG, da sie inländische Einkünfte erzielt (§ 8 Abs. 2 KStG, § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a EStG).



3.2 Beschränkte Steuerpflicht gemäß § 2 Nr. 2 KStG

Sonstige Körperschaften, die nicht unbeschränkt steuerpflichtig sind, sind mit inländischen Einkünften, die dem Steuerabzug unterliegen, ebenfalls beschränkt steuerpflichtig. Hierbei handelt es sich um inländische Körperschaften des öffentlichen Rechts. Diese sind nicht unbeschränkt steuerpflichtig (vgl. 1.2.1).


BEISPIEL

Die Stadt Stuttgart ist zu 30 % an einer GmbH beteiligt und bezieht von dieser eine Dividende. Bei der Auszahlung in 2020 wurden 15 % KapESt einbehalten (§ 43 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. § 44a Abs. 8 Nr. 2 EStG = 3/5 von 25 %).
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LÖSUNGDie Beteiligung der Stadt Stuttgart an der GmbH ist Vermögensverwaltung und begründet deshalb keinen Betrieb gewerblicher Art, s. § 1 Abs. 1 Nr. 6 KStG (vgl. R 5.7 Abs. 5 Satz 3 KStR 2015 i. V. m. H 5.7 Beteiligung eines Berufsverbands an einer Kapitalgesellschaft KStH 2015).

Die Stadt Stuttgart ist, obwohl inländische Körperschaft, nicht unbeschränkt steuerpflichtig (vgl. § 1 Abs. 1 Nr. 6 KStG). Sie ist aber mit den steuerabzugspflichtigen Kapitalerträgen beschränkt steuerpflichtig gem. § 2 Nr. 2 KStG. Eine Veranlagung findet aber nicht statt, da die KSt durch den Steuerabzug abgegolten ist (§ 32 Abs. 1 Nr. 2 KStG).



3.3 Partielle Steuerpflicht gemäß § 5 Abs. 2, § 32 Abs. 1 Nr. 1 KStG

Die persönlichen Steuerbefreiungen des § 5 Abs. 1 KStG gelten insoweit nicht, als diese Körperschaften inländische Einkünfte beziehen, die dem Steuerabzug (im Wesentlichen Kapitalertragsteuer) unterliegen (§ 5 Abs. 2 Nr. 1 KStG). Insoweit sind diese Körperschaften partiell steuerpflichtig. Auch hier ist die KSt durch den Steuerabzug abgegolten (§ 32 Abs. 1 Nr. 1 KStG). Unter den Voraussetzungen des § 44a Abs. 4 und 7 EStG ist ggf. kein Steuerabzug bzw. nach § 44a Abs. 8 Nr. 1 EStG nur in Höhe von 3/5 vorzunehmen.

4 Persönliche Steuerbefreiungen

4.1 Geltungsbereich

Die persönlichen Befreiungen nach § 5 Abs. 1 KStG gelten uneingeschränkt nurbei nach § 1 Abs. 1 KStG unbeschränkt steuerpflichtigen Körperschaften (Umkehrschluss aus § 5 Abs. 2 Nr. 2 KStG).

Diese Befreiungen gelten also grds. nicht für beschränkt Steuerpflichtigei. S. v. § 2 Nr. 1 KStG, das sind ausländische Körperschaften(ohne Geschäftsleitung und Sitz im Inland; ggf. Ausnahmen für gemeinnützige EU-Körperschaften i. S. d. § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG).

Einer Befreiung nach § 5 KStG bedarf es andererseits nicht für inländische Körperschaften, die nicht nach § 1 Abs. 1 KStG unbeschränkt steuerpflichtig sind. Dies ist der Fall bei den inländischen Körperschaften des öffentlichen Rechts.


BEISPIEL

Die Steuerberaterkammern (als öffentlich-rechtliche Berufsverbände) sind Körperschaften des öffentlichen Rechts und fallen daher nicht unter die unbeschränkte Steuerpflicht nach § 1 Abs. 1 Nr. 6 i. V. m. § 4 KStG.

Einer Befreiung nach § 5 Abs. 1 KStG bedarf es für die Kammern nicht, da bereits aufgrund fehlender persönlicher Steuerpflicht keine Körperschaftsteuer erhoben wird.



4.2 Steuerbefreiungen

Die Steuerbefreiungen sind abschließend aufgezählt. Bedeutsame Befreiungen sind u. a.:


	a) § 5 Abs. 1 Nr. 5 KStG

Berufsverbändeohne öffentlich-rechtlichen Charakter, z. B. die Deutsche Steuergewerkschaft (DStG), Industriegewerkschaft Metall (IG Metall).

Einer Befreiung bedarf es jedoch nichtfür öffentlich-rechtliche Berufsverbände, da sie als Körperschaften des öffentlichen Rechts bereits nicht unter § 1 Abs. 1 Nr. 6 KStG fallen, z. B. Ärzte-, Steuerberater-, Rechtsanwalts-, Notarkammern; Handwerkerinnungen.


	b) § 5 Abs. 1 Nr. 7 KStG

Politische Parteieni. S. d. § 2 des Parteiengesetzes und ihre Gebietsverbände (vgl. BMF vom 18. 10. 1988 BStBl I 1988, 443). Politische Vereinesind dagegen nichtbefreit.

Auch die sog. Rathausparteien(unabhängige Wählergemeinschaften) sind nicht steuerbefreit. Zuwendungen an diese Vereinigungen sind aber bei der ESt begrenzt steuerlich berücksichtigungsfähig (§ 34 g Nr. 2 EStG).


BEISPIELE


	a) Die Parteien CDU, SPD, FDP sind von der KSt befreit.


	b) Die Mittelstandsvereinigung der CDU ist nach § 5 Abs. 1 Nr. 7 KStG befreit, da es sich um eine in die Organisationsstruktur der Partei (CDU) eingebundene Teilorganisation und somit Teil einer Partei i. S. d. § 2 des Parteiengesetzes handelt (vgl. hierzu BFH vom 28. 01. 1988 DB 1989, 156).







	c) § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG

Gemeinnützige Körperschaftensind Körperschaften, die


	 nach Satzung und


	 nach tatsächlicher Geschäftsführung


	 ausschließlich und


	 unmittelbar


	 gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken dienen.







Die Begriffsbestimmungen sind in der AO geregelt (§§ 51–68 AO). Die Verwaltungsanweisungen hierzu ergeben sich aus dem AEAO zu §§ 51–68 AO.

Ob die Voraussetzungen der Steuerbefreiung wegen Gemeinnützigkeit vorliegen, wird vom Finanzamt von Amts wegen – auch ohne Antrag – im Veranlagungsverfahren entschieden. Sind die Voraussetzungen der Steuerbefreiung erfüllt, kann die Körperschaft nichtauf die Anwendung der Befreiungsvorschrift »verzichten« (keine Optionsmöglichkeit).

Steuerliche Auswirkungen der Tätigkeitsbereiche gemeinnütziger Körperschaften



	Ideeller Bereich

	Vermögensverwaltung




	

	 Keine KSt und GewSt


	 Keine USt bei Mitgliedsbeiträgen(bislang gilt Abschn. 1.4. UStAE = Nichtsteuerbarkeit der Mitgliedsbeiträge; entgegen EuGH vom 21. 03. 2002, UR 2002, 320). Dies ist für den Verein steuerlich von Vorteil, wenn er keine größeren Investitionen tätigt und pauschale Mitgliedsbeiträge erhebt (keine USt, kein Vorsteuerabzug).


	Aber: »Wahlrecht« aufgrund VereinsrechtsprechungSofern ein Verein größere Investitionen tätigt und steuerpflichtige Mitgliedsbeiträge erhebt, kann er unter Berufung auf das EuGH-Urteil vom 21.03.2002 und BFH-Urteile vom 11.10.2007, V R 69/06, DB 2008, 40 und vom 03.04. 2008, V R 74/07, DStR 2008, 1481 die Mitgliedsbeiträge der USt (7 %)unterwerfen und ggf. den vollen Vorsteuerabzug (19 %)aus Investitionen vornehmen. Bei Sportvereinen greift jedoch die Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 22b USt (vgl. BMFSchreiben vom 04.02.2019, npoR 2019, 138).




		 Keine KSt und GewSt


	 USt i. d. R. steuerfrei,wenn steuerpflichtig 7 %







	Zweckbetriebe (§§ 65 bis 68 AO) (z. B. sportliche und kulturelle Veranstaltungen)

	Wirtschaftliche Geschäftsbetriebe (§ 64 AO) (z. B. Vereinsfeste, Vereinsgaststätte und Werbung)




		 Keine KSt und GewSt


	 Ein Zweckbetrieb »sportliche Veranstaltungen«liegt nach § 67a Abs. 1 AO vor, wenn die Zweckbetriebsgrenze von 45000 €nicht überschritten ist.


	 USt i. d. R. ermäßigter Steuersatz 7 % (§ 12 Abs. 2 Nr. 8 Buchst. a Sätze 1 und 3 UStG)




	
	 KSt und GewSt, wenn die Besteuerungsgrenze von 45000 €nach § 64 Abs. 3 AO überschritten wird und Überschuss hieraus den Freibetrag von 5000 €übersteigt.


	 Steuersatz bei der KSt: 15 %


	 USt: Regelsteuersatz 19 %

	 Der Gewinn eines wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs von nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG steuerbefreiten Körperschaften unterliegt nach § 44a Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 EStG nicht der KapESt.








4.3 Partielle Steuerpflicht (§ 5 Abs. 2 Nr. 1 KStG)

Die Befreiungen sind ausgeschlossen für inländische Einkünfte, die dem Steuerabzug unterliegen (§ 5 Abs. 2 Nr. 1 KStG). Die KSt hierfür ist durch den Steuerabzug abgegolten (vgl. 3.3).

Wird ein »wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb« (geregelt in § 14 AO) unterhalten, ist die Steuerbefreiung insoweit ebenfalls ausgeschlossen (vgl. jeweils Satz 2 des § 5 Abs. 1 Nr. 5, Nr. 7 und Nr. 9 KStG).

Tatbestandsmerkmale des wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs sind:


	 selbstständige nachhaltige Tätigkeit,


	 Absicht der Erzielung von Einnahmen oder anderer wirtschaftlicher Vorteile,


	 keinebloße Vermögensverwaltung (§ 14 Satz 3 AO).




Gewinnerzielungsabsicht ist nichterforderlich (§ 14 Satz 2 AO). Wirtschaftliche Geschäftsbetriebe sind zum Beispiel entgeltliche Mitgliederberatung und Steuerberatung (Buchführung und/oder Erstellung von Steuererklärungen).


BEISPIEL

Ein nicht öffentlich-rechtlicher Berufsverband gibt eine Verbandszeitschrift heraus. Sie enthält

a) lediglich einen redaktionellen Teil (Mitgliederinformationen),

b) einen redaktionellen und einen Anzeigenteil.

Der Bezugspreis ist im Mitgliedsbeitrag enthalten.

LÖSUNG

a) Die Verbandszeitschrift ist insgesamt kein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb. Die Mitgliederinformationen sind Verbandszweck, also keine selbstständige Tätigkeit. Im Verhältnis zu den Mitgliedern (als Beziehern) fehlt es auch an der Einnahmeerzielungsabsicht, da alle Mitglieder den Bezugspreis zahlen müssen (R 5.7 Abs. 4 Satz 12 KStR 2015). Bei dem Bezugspreis handelt es sich auch nicht um ein Entgelt für die Gewährung besonderer Vorteile.

b) Der Anzeigenteil dient der Erzielung besonderer Einnahmen. Inserentenwerbung – unter Mitgliedern wie Dritten – und Anzeigenaufnahme sind als selbstständige nachhaltige Tätigkeit unter Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr anzusehen. Es liegt daher insoweit ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb gem. § 14 AO vor (R 5.7 Abs. 4 Satz 13 KStR 2015).



Vermögensverwaltungliegt in der Regel bei bloßer Vermögensnutzung vor, zum Beispiel bei verzinslicher Anlage von Kapitalvermögen oder Vermietung und Verpachtung unbeweglichen Vermögens (vgl. § 14 Satz 3 AO).

5 Beginn und Ende der Steuerpflicht

5.1 Beginn

Das KStG regelt nicht den Zeitpunkt des Beginns der KSt-Pflicht. Für diese Beurteilung sind daher die zivilrechtlichen Regelungen (sowie wirtschaftliche Aspekte) heranzuziehen.


5.1.1 Regelfall

Die persönliche Körperschaftsteuerpflicht beginnt regelmäßig (spätestens) mit der rechtlichenbzw. frühestens mit der tatsächlichen Entstehungeiner Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse.



	Art der Körperschaft

	Entstehung durch




	Rechtsfähige Körperschaft, z. B.


	 Kapitalgesellschaft (AG, GmbH, KGaA),


	 Rechtsfähiger Verein (e. V.)





		 Eintragung in das Handelsregister (GmbH: § 11 Abs. 1 GmbHG, AG: § 41 AktG)


	 Eintragung in das Vereinsregister (§ 21 BGB) bzw. Verleihung (§ 22 BGB)








	Nicht rechtsfähige Körperschaften, z. B.


	 Nicht rechtsfähiger Verein




	
	 Errichtung durch Feststellung einer Satzung







5.1.2 Besonderheiten

Bei Körperschaften, die durch Eintragung in ein Register entstehen, sind für die Zeit vor der Eintragung Besonderheiten zu beachten. Erläutert sei dies am Beispiel der GmbH.

Die zivilrechtliche Gründung der GmbH spielt sich in dreiSchritten ab:


	Vorgründungsgesellschaft,

	Vorgesellschaft,

	Registereintragung.



Zu 1.:Die Vorgründungsgesellschaftentsteht – regelmäßig als GbRgem. §§ 705 ff. BGB oder als (nicht eingetragene) OHG– durch Vereinbarung der künftigen Gesellschafter über die Gründung einer GmbH (Vorvertrag). Es handelt sich nicht um ein körperschaftsteuerpflichtiges Gebilde (H 1.1 KStH).

Zu 2.:Durch Abschluss des förmlichen Gesellschaftsvertrags gem. § 2 Abs. 1 GmbHG entsteht eine Vorgesellschaft(GmbH in Gründung). Da diese GmbH – als unmittelbare Vorstufe einer juristischen Person – bereits weitgehend dem GmbH-Recht unterliegt (soweit das GmbHG nicht ausdrücklich die erfolgte Eintragung voraussetzt), folgert man auch im Steuerrecht eine Identitätder Vorgesellschaft mit der durch Eintragung entstehenden GmbH, vgl. BFH vom 08. 11. 1989 BStBl II 1990, 91. Dies gilt auch bei einem »Wechsel« der Vorgesellschafter (BFH vom 14. 10. 1992 BStBl II 1993, 352).

Dies entspricht der bereits im Zivilrecht vertretenen Einheits- und Identitätstheorie(RGZ 82, 288), nach der ebenfalls ein und dieselbe Rechtsperson angenommen wird.

Dagegen ist die Vorgründungsgesellschaft weder mit der Vorgesellschaft noch mit der später entstehenden GmbH identisch (H 1.1 [Vorgründungsgesellschaft] KStH 2015) (s. oben). Die Rechtsprechung nimmt daher als Zeitpunkt des Beginns der Körperschaftsteuerpflicht den Abschluss des formgültigen Gesellschaftsvertrags an. Die KSt-Pflicht einer Vorgesellschaft tritt also durch die nachfolgende Eintragung – rückwirkend – vom Abschluss des förmlichen Gesellschaftsvertrags an ein, ohne dass weitere Voraussetzungen wie z. B. Aufnahme der Geschäftstätigkeit vorliegen müssten; so auch H 1.1 (Vorgründungsgesellschaft) KStH 2015. Vgl. auch BFH vom 14. 10. 1992 BStBl II 1993, 352.




	Zeitpunkt

	Stadium

	Steuerliche Behandlung




	1. Beschluss der Gründer zur Errichtung einer Gesellschaft (Vorvertrag)

	Vorgründungsgesellschaft

		 KeineKSt-Pflicht


	 Behandlung als GbR bzw. OHG
– Einheitliche und gesonderte Gewinnfeststellung
– Gründer haben Einkünfte aus § 15 Abs. 1 Nr. 2 EStG






	2. Abschluss des formgültigen Gesellschaftsvertrags (z. B. bei GmbH gem. § 2 Abs. 1 GmbHG)

	Vorgesellschaft (GmbH in Gründung)

		 Beginnder KSt-Pflicht


	 Obwohl die Vorgesellschaft noch keine juristische Person ist, Behandlung in Einheit mit der durch Eintragung entstehenden Körperschaft als dasselbe Rechtssubjekt






	3. Eintragungin das Register

	juristische Person »GmbH«

	GmbH bildet »Einheit« mit Vorgesellschaft





Kommt es nicht zur Eintragung, so liegt – wie schon bei der Vorgründungsgesellschaft – weiterhin auch bei der Vorgesellschaft eine Personengesellschaftvor (GbR oder OHG). Ein körperschaftsteuerpflichtiges Gebilde ist dann i. d. R. nichtentstanden. Vgl. H 1.1 (Unechte Vorgesellschaft) KStH.

Bei größerer Mitgliederzahl kann ausnahmsweise auch ein nicht rechtsfähiger Verein gegeben sein.


BEISPIEL

Die Kaufleute Reich und Raff planen seit dem 02. 01. 01 wegen der gestiegenen Nachfrage nach Dämmstoffen eine Vertriebs-GmbH zu gründen. Am 01. 04. 01 verpflichten sie sich durch formgerechten Vorvertrag zum Abschluss eines Gesellschaftsvertrags. Ab diesem Zeitpunkt bereiteten sie auch die Eröffnung einer gemieteten Verkaufshalle vor.

Um das Frühjahrsgeschäft in 01 auszunutzen, eröffneten sie den Verkauf bereits am 02. 05. 01.

Erst am 01. 11. 01 schlossen sie einen notariellen Gesellschaftsvertrag und meldeten die GmbH zur Eintragung in das Handelsregister an. Die Eintragung erfolgte am 02. 01. 02. Folgende (zutreffend ermittelten) Betriebsergebnisse wurden erzielt:



	01. 04. –01. 05. 01:

	./. 5000 €

	(vorbereitende Betriebsausgaben),




	02. 05. –31. 10. 01:

	90000 €,

	




	01. 11. –31. 12. 01:

	24000 €.

	





LÖSUNG


	 Mit Abschluss des Vorvertrags am 01. 04. 01 haben Reich und Raff eine Vorgründungsgesellschaft gegründet. Sie ist als GbR bzw. OHG zu behandeln. Da sie gewerblich tätig wird, liegt Mitunternehmerschaft i. S. v. § 15 Abs. 1 Nr. 2 EStG vor. Der Gewinn ist einheitlich und gesondert festzustellen (§§ 179, 180 Abs. 1 Nr. 2a AO) für die Zeit vom 01. 04. 01 bis 31. 10. 01, nämlich bis zum Zeitpunkt der Entstehung der GmbH in Gründung, i. H. v. ./. 5000 € + 90000 € = 85000 €. Dieser Gewinn ist auf Reich und Raff je zur Hälfte zu verteilen, falls keine abweichende Gewinnverteilung besteht.


	 Mit dem Tage des Abschlusses des notariellen Gesellschaftsvertrags am 01. 11. 01 beginnt die Körperschaftsteuerpflicht der Vorgesellschaftin Einheit mit der erst am 02. 01. 02 zivilrechtlich entstandenen GmbH, da die Geschäftstätigkeit am 01. 11. 01 bereits aufgenommen war. Der KSt unterliegt in 01 bereits der Gewinn vom 01. 11. 01 bis 31. 12. 01, d. h. 24000 €.




Variante:


	 Aufgrund von Meinungsverschiedenheiten von Reich und Raff wird die Geschäftstätigkeit zum 31.12.01 eingestellt und rechtzeitig vor der Handelsregistereintragung am 02.01.02 der entsprechende Antrag zurückgezogen. 01.04. bis 31.12.01


	 gewerbliche Mitunternehmerschaft i. S. d. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG; § 3 Abs. 1 KStG schließt die KSt-Pflicht aus; wegen der nicht zustandegekommenen juristischen Person ist keine Zusammenfassung der Vorgesellschaft mit einer Kapitalgesellschaft möglich;


	 gesondertes und einheitliches Feststellungsverfahren i. S. d. §§ 179, 180 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a, 182 AO (Beteiligung mehrerer an den Einkünften): anteilige gewerbliche Gewinne für Reich und Raff jeweils 54500 € (./. 5000 € + 90000 € + 24000 € : 2).


	 Gewerbesteuerlich sind die bis zum 01.05.01 angefallenen vorbereitenden Betriebsausgaben nicht zu berücksichtigen (R 2.5 Abs. 2 GewStR).





5.2 Ende der Steuerpflicht

Juristische Personen behalten ihre rechtliche Existenzbis zu dem Zeitpunkt, in dem sie im jeweiligen Register gelöscht werden (bzw. eine staatliche Genehmigung oder Verleihung zurückgenommen wird).

Für das Ende der persönlichen Steuerpflichtsind jedoch bei Liquidationmaßgebend:


	 die tatsächliche Beendigung der geschäftlichen Betätigung,


	 die Beendigung der Verteilung des gesamten vorhandenen Vermögens an die Gesellschafter und sonst berechtigten Personen und


	 ggf. der Ablauf eines gesetzlich vorgeschriebenen Sperrjahres (bei der GmbH vgl. § 73 GmbHG).




Erst bei Vorliegen aller Voraussetzungen fällt die Steuerpflicht weg.
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